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Aufklärung Kindeswohlgefährdung – Hamburger Leitfaden 
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche

Die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz der Stadt Hamburg stellt einen evaluierten Leitfaden in der 3. Auflage (2006) für Ärzte und Ärztinnen (und Psychotherapeut*innen) zum Thema „Gewalt gegen Kinder und Jugendliche“ als Download im Internet unter www.gesundheit.hamburg.de zur Verfügung. Er geht auf die Anzeichen von körperlicher, seelischer oder sexueller Kindesmisshandlung sowie auf Vernachlässigung ein und klärt Fragen der diagnostischen Vorgehensweise sowie rechtliche Aspekte. 
Der Leitfaden kann im Falle eines Verdachts auf Kindeswohlgefährdung Sicherheit im Umgang mit diesem schwierigen und sehr herausfordernden Thema vermitteln. Aus diesem Grund möchte ich im Folgenden einige Auszüge zeigen.

Grundlagen für das Fallmanagement – Auszüge aus dem Download der Internetseite der Stadt Hamburg für Ärzte und Therapeuten: https://www.hamburg.de/contentblob/116922/bf3ae1bb40b5db2f51acdceff049e2f7/data/gewalt-gegen-kinder.pdf (02.06.2020).

Rechtliche Rahmenbedingungen und Grenzen der Schweigepflicht 
Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht
Als Arzt/Ärztin und auch als Zahnarzt/-ärztin oder psychologische*r Psychotherapeut*in sind Sie an Schweigepflicht und Datenschutz gebunden. Die Rechte des Kindes und anderer Familienmitglieder werden damit geschützt. Bei einem Verdacht auf körperliche Misshandlung, sexuellen Missbrauch oder Vernachlässigung können Sie jedoch von der Schweigepflicht entbunden werden. Dies kann einerseits durch das Kind selbst geschehen, sofern von einer Einwilligungsfähigkeit ausgegangen werden kann oder von einem Erziehungsberechtigten. Bei schwerwiegenden Schäden für das Kind können auch die Voraussetzungen für eine mutmaßliche Einwilligung gegeben sein. 

Rechtfertigender Notstand bei begründetem Verdacht zur Abwendung einer Gefahr 
Noch wichtiger für Ihre Praxis ist, dass auch ohne Einwilligung Informationen weitergegeben werden können, wenn ein „rechtfertigender Notstand bei begründetem Verdacht“ nach § 34 StGB vorliegt. Danach handeln Sie nicht rechtswidrig, wenn die Gefahr für Gesundheit und Leben des Kindes so groß ist, dass eine Abwendung dieser Gefahr schwerer wiegt als die Einhaltung der Schweigepflicht. 
Aufgrund des tragischen Todes eines kleinen Mädchens wurde vom Senat und den zuständigen Behörden geprüft, wo Handlungsmöglichkeiten verdeutlicht werden können. Im Rahmen des Projektes „informierte Jugendhilfe“ wurde vom Senat darauf hingewirkt, das in § 9 der Berufsordnung der Hamburger Ärztinnen und Ärzte vom 27. März 2000 eine Ergänzung eingefügt wurde, wonach der Schutz vor Misshandlung, Missbrauch und schwerwiegender Vernachlässigung bei einem begründeten Verdacht den Arzt/die Ärztin zur Informationsweitergabe befugt. Diese Ergänzung ist seit Juni 2006 für die Berufsordnung der Ärzte in Kraft und konkretisiert die gesetzliche Regelung. Entsprechende Regelungen wurden in den Berufsordnungen der Psychotherapeuten aufgenommen. Haben Sie also anlässlich der Behandlung eines Kindes Kenntnis von Verletzungen, die auf Misshandlung, Missbrauch oder schwerwiegende Vernachlässigung hindeuten, können Sie im Interesse des Kindes und zum Schutz vor weiteren körperlichen und seelischen Schäden die Grenzen der Schweigepflicht Polizei oder das Jugendamt informieren. Dabei müssen Sie selbst abwägen, ob ein begründeter Verdacht vorliegt. Im Zweifelsfall kann die Anonymisierung des Falles eine Möglichkeit darstellen, eine Verletzung der Schweigepflicht zu vermeiden und sich kompetenten Rat einzuholen. Es ist daher wichtig, sämtliche Schritte und deren Gründe umfangreich und genau zu dokumentieren, um die Entscheidung belegen zu können (siehe Dokumentationsbogen im Anhang. Anmerkung der Autorin: Dokumentationsbogen für eine Kindeswohlgefährdung befindet sich auf Seite 58 des Downloads.).
(…)

Mit anderen Institutionen kooperieren
Institutionen wie Allgemeine Soziale Dienste und Kinderschutzorganisationen können meist dem Kind und der Familie direkter helfen. Es ist Aufgabe des Jugendamtes und der Allgemeinen Sozialen Dienste, einem Verdacht nachzugehen und die Misshandlung zu stoppen. Die Interventionsmöglichkeiten dieser Einrichtungen sind stets hilfeorientiert und sehr unterschiedlich. Hilfen sollen, soweit möglich, unter Beteiligung der Eltern und Kinder entwickelt werden, um damit den Schutz von Kindern in ihren Familien sicherzustellen. Die Palette reicht von präventiven Hilfen über ambulante (anonyme) Beratung und Therapie bis zu langfristigen und stationären Maßnahmen. Beim Kinder- und Jugendnotdienst (KJND) des Landesbetriebs Erziehung und Berufsbildung ist eine zentrale telefonische Hotline der Hamburger Jugendämter eingerichtet, die täglich rund um die Uhr erreichbar ist. Tel.: 426 427 428 

Vorübergehende Inobhutnahme als sofortige Hilfe
In Fällen einer akuten Gefährdung kann das Jugendamt bzw. der Allgemeine Soziale Dienst (ASD) Kinder und Jugendliche gemäß § 42 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vorübergehend in seine Obhut nehmen. Zur Inobhutnahme ist auch der Kinder- und Jugendnotdienst (KJND) berechtigt, der auch abends sowie an Wochenenden und Feiertagen zur Verfügung steht. 

Einschalten des Familiengerichts
Diese Dienste können u. a. das Familiengericht einschalten. Dort kann eine Sorgerechtseinschränkung oder ein Sorgerechtsentzug erwirkt werden, wenn anderweitig der Schutz nicht sichergestellt werden kann. Das Familiengericht kann auch ein Umgangs- und Kontaktverbot für den/die mutmaßliche*n Täter*in aussprechen. 

Diese Behörden, mit Ausnahme der Polizei, sind nicht verpflichtet, Strafanzeige zu stellen. Es erweist sich allerdings als schwierig, ein Umgangsverbot ohne geklärte Schuldfrage durchzusetzen.“

 
Wichtige Adressen und Telefonnummern
Ab Seite 51 findest du alle wichtigen Adressen der Allgemeinen Sozialen Dienste und Jugendpsychiatrischen Dienste der einzelnen Bezirke der Stadt Hamburg.	Comment by Britta Fietzke: Weiter oben wurde gesiezt. Das müsste angepasst werden. Oder ändert sich hier die Zielgruppe? Warum ist es dann auf einem Arbeitsblatt?
Eine detaillierte Übersicht über Beratungsstellen für unterschiedliche Zielgruppen findest du ab Seite 34.
Wichtig ist diese Adresse: 
Rechtsmedizinische Untersuchungsstelle für Opfer von Gewalt – Institut für Rechtsmedizin 
Dr. D. Seifert in Butenfeld 34, 22529 Hamburg. 
Telefon: 040/4 28 0321 30; tagsüber: 040/4 28 0321 27; nachts: 040/4 28 03 39 34 
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